
Russland
Nawalny klagt
gegen Einstufung
Moskau. Der inhaftierte Kreml-
gegner Alexej Nawalny hat eine
neue Klage gegen seine Haftbe-
dingungen in einem russischen
Straflager eingereicht. Laut
Staatsagentur Tass will er errei-
chen, dass er nicht mehr als Häft-
ling eingestuft werde, der dazu
neige, „Verbrechen terroristi-
scher Art und extremistischer
Ausrichtung zu begehen“. Im Juni
hatte ein Gericht den Anti-Kor-
ruptions-Fonds und andere Orga-
nisationen Nawalnys als extre-
mistisch eingestuft. dpa

Vor fünf Jahren endete nach Jahrzehnten der Konflikt zwischen der kolumbia-
nischen Regierung und den Farc-Rebellen. Die marxistische ELN setzt den Kampf
fort – und finanziert sich durch Kokain (Bild). Foto: Colombian Armed Forces/afp

Brüchiger Frieden

Katastrophenfall
BaldWarnung
überMobilfunk
Berlin. Im Katastrophenfall soll
die Bevölkerung künftig auch
über Mobilfunk gewarnt werden
– für dieses Cell-Broadcast-Sys-
tem steht nun die Grundlage.
Nach der Flutkatastrophe im Juli
vor allem im Westen Deutsch-
lands hatten Bund und Länder die
Einführung von Cell Broadcast
beschlossen. Das System ermög-
licht es laut Ministerium, durch
eine Push-Nachricht an Handys
Warnungen schnell und zielgenau
an eine große Anzahl von Men-
schen zu versenden. dpa

Schweden
Rücktritt kurz
nach derWahl
Stockholm. Nur wenige Stunden
nach ihrer Wahl zur ersten Frau
an der Regierungsspitze ist die
schwedischeMinisterpräsidentin
Magdalena Andersson zurückge-
treten. Zuvor hatten die Grünen
wegen eines Streits um den Haus-
halt angekündigt, die Regierung
zu verlassen. Die 54-jährige Sozi-
aldemokratin, die auch Parteiche-
fin ist, war bisher Finanzministe-
rin. Ihr Parteifreund Stefan Löf-
ven hatte im August nach sieben
Jahren im Amt seinen Rückzug
angekündigt. afp

Prozent der Migranten, die über Bela-
rus in die EU wollen, stammen aus
dem Irak – davon kommen wiederum
drei Viertel aus den Kurdengebieten
im Norden des Landes. Der Regie-
rungschef der autonomen Kurdenregi-
on, Masrur Barsani, bittet daher die
EU um mehr Hilfe: „Wir brauchen Un-
terstützung dabei, gegen die kriminel-
len Netzwerke vorzugehen.“ dpa
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Berlin. „Mehr Fortschritt wagen“,
lautet die Überschrift des Koali-
tionsvertrages von SPD, Grünen
und FDP. Dabei sieht der Ort, den
sich die Ampel-Parteien für die
Vorstellung ihres Projekts ausge-
sucht haben, so gar nicht nach Zu-
kunft aus: ein alter Industriehafen
im Berliner Arbeiterviertel Wed-
ding; Güterwaggons, Kräne und
dunkler Klinker dominierten das
Bild an diesem auch sonst nicht
gerade hellen Herbsttag.

Ähnlich trüb wie der Himmel
über Berlin war auch die Bot-
schaft, die Olaf Scholz (SPD) ver-
künden musste, bevor es über-
haupt um den Koalitionsvertrag
gehen konnte. „Ich weiß, wir hat-
ten alle die Hoffnung, dass dieser
Winter kein Coronawinter mehr
werdenwürde“, begann der Kanz-
ler in spe. Leider sei die Lage wei-
ter ernst, weswegen er erstmal ei-
nen Maßnahmenkatalog gegen
die Pandemie vorstellte. Fünf Mi-
nuten später konnte er die eigent-
liche Botschaft des Tages verkün-
den: „Die Ampel steht.“

Noch am Vormittag waren die
Hauptverhandler der Parteien zu-
sammengekommen, um letzte
Konflikte zu klären. Nun ist der
Aufgabenkatalog für die kommen-
den vier Jahre abgesteckt. Dabei
hätten sich neue Freunde gefun-
den, sagte Scholz schon am Wo-
chenende. „Da wächst was zu-
sammen, was zusammenpasst.“

Begonnen hatte das Ampel-Ge-
wächs dabei als gelb-grünes Zi-
truspflänzchen aus „vorsondie-
renden“ Grünen und Liberalen,
die die Öffentlichkeit Ende Sep-
tember mit einem nächtlichen
Selfie überraschten. Mit weitest-
gehend diskreten Gesprächen,

aus denen kaum etwas durchsi-
ckerte, demonstrierten SPD, Grü-
ne und FDP einen neuen Politik-
stil, den FDP-Chef Christian
Lindner gar eine „Zäsur in der po-
litischen Kultur Deutschlands“
nannte. AmMittwoch hatte er der
wochenlang auf Distanz gehalte-
nen Journalistenschaft zumindest
zu berichten, dass die Gespräche
„genauso kontrovers wie diskret“
geführt worden seien. „Es war
manchmal ganz schön anstren-
gend“, so auch Grünen-Chef Ro-
bert Habeck.

Währenddessen hätten sie Olaf
Scholz „neu kennengelernt“, so
Lindner, der eine wahre Jubelarie
auf den zukünftigen Kanzler an-
stimmte. Scholz sei eine „starke
Führungspersönlichkeit“, die
über die Erfahrung und Professi-
onalität verfüge, um Deutschland
in eine gute Zukunft zu führen. Er
klang wie jemand, der nicht un-
dankbar ist, dass diese Zukunft
für den künftigen Finanzminister
genau das bereithält, was er sich
gewünscht hat. Igor Steinle

Neue Freunde
fürs Leben?
Koalition Es seien kontroverse, aber gute
Gespräche gewesen, so die Ampelianer. Einer
freut sich allerdings mehr als die anderen.

Berlin. Das letzte Kapitel des Ko-
alitionsvertrags gehört zu den
spannendsten: „Zukunftsinvesti-
tionen und nachhaltige Finanzie-
rung“. Hier verspricht die Ampel
einige Verbesserungen: Der Spa-
rerpauschbetrag soll ab Anfang
2023 von aktuell 801 Euro auf 1000
Euro steigen (Ehepaare das Dop-
pelte). Die Homeoffice-Pauscha-
le von 600 Euro, die eigentlich
Ende dieses Jahres ausläuft, wird
bis zum 31. Dezember 2022 ver-
längert. Der Ausbildungsfreibe-
trag steigt von 924 Euro auf 1200
Euro. Zudemwird eine „Superab-
schreibung“ als Investitionsprä-
mie für Klimaschutz eingeführt.

Der Kaufzuschuss für Elektro-
autos wird bis Ende 2022 unver-
ändert gezahlt. Danach winkt er
nur noch für Fahrzeuge, „die

nachweislich einen positiven Kli-
maschutzeffekt haben“; Ende 2025
soll die Prämie ganz auslaufen.
Das Dieselprivileg wird nicht ab-
geschafft, wie es die Grünen woll-
ten, sondern nur überprüft. Auch
bei den Dienstwagen gibt es nur
Einschränkungen bei den Regeln
für Plug-In-Hybridfahrzeuge.

Wenig konkret ist der Vertrag
dagegen beim Thema Finanzie-
rung. Es gibt kein Tableau wie bei
der letzten Groko, was auf jeden
Fall zu finanzieren ist, sondern
nur sehr allgemeine Aussagen:
Zwar wird 2022 die Schulden-
bremse des Grundgesetzes noch
einmal gerissen. Aber von 2023
an soll wieder der „Normalpfad“
eingeschlagen werden. Vielleicht
hilft dabei die Legalisierung von
Cannabis. Dieter Keller

Steuern sparen
mit derAmpel
Finanzen Freibeträge sollen steigen und das
Homeoffice weiter abgeschrieben werden
können. Die Finanzierung bleibt offen.

Interview

Die stellvertretendeBundesvorsit-
zende der Grünen, Ricarda Lang,
hat den gesellschafts- und fami-
lienpolitischen Teil im Koaliti-
onsvertrag verhandelt. Das
kommt auf Frauen und Familien
in den nächsten Jahren zu.

Wie wollen Sie Frauen fördern?
Ricarda Lang: Wir brauchen eine
Politik, die Strukturen verändert.
Das A und O ist dabei die Lohn-
gleichheit. Wir müssen endlich
an einen Punkt kommen, wo
Frauen für die gleiche Arbeit
auch das gleiche Geld verdienen
und wo Berufe, die einen hohen
Frauenanteil haben, angemessen
bezahlt werden. Frauen sollen
bei Lohndiskriminierung nicht
auf sich gestellt klagen müssen.
Vielmehr soll die Prozessfüh-
rung von Verbänden übernom-
menwerden können. So wird der
Rechtsschutz gestärkt.

In einer Familie kümmern sich
meist die Frauen umHaushalt und
Kinder.Wie wollen Sie dem gesetz-
lich entgegenwirken?
Häufig ist es so, dass die Geburt
des Kindes zur Teilzeitfalle wird.
Danach können Frauen nur sehr
schwer wieder voll in den Beruf
einsteigen. Wir wollen, dass Ar-
beitnehmerinnen leichter wieder
auf Vollzeit zurückkehren und so

stärker über ihre Arbeitszeiten
mitbestimmen können. Dafür
schärfen wir bei der Brückenteil-
zeit nach. In Berufen wie der
Pflege mit hohem Frauenanteil
wollen wir die Löhne verbessern.
Außerdemwerden wir den Kün-
digungsschutz nach der Geburt
stärken und mit einer Kinder-
grundsicherung Familien besser
unterstützen.

Ist jetzt eine Reform des Ehegat-
tensplittings fällig?
Unser derzeitiges Steuersystem
bedeutet für viele Frauen, sich
vom Partner abhängig zu ma-
chen oder finanzielle Nachteile
in Kauf zu nehmen. Wir wollen
eine eigenständige Existenz-
sicherung für Frauen erreichen.
Deshalb überprüfen wir die
Nachteile für Frauen im jetzigen
Steuersystem und schaffen die
Steuerklassen 3 und 5 ab.

Wiewollen Sie alleinerziehende
Frauen vor Altersarmut schützen?

Hier ist die Kindergrundsiche-
rung ein wichtiger Baustein. Sie
ist ein Versprechen, ganz viele
Kinder aus der Armut zu holen
und gerade auch Alleinerziehen-
den mehr finanziellen Spielraum
zu geben. Zugleich brauchen wir
gerade im ländlichen Raummehr
Erzieherinnen und Erzieher, da-
mit Alleinerziehende sich darauf
verlassen können, dass ihre Kin-
der gut betreut sind, während sie
arbeiten gehen. Wenn wir das
hinbekommen, sind wir mit der
neuen Bundesregierung auf ei-
nem guten Weg.

Wird der umstrittene Paragraph
219a des Strafgesetzbuches künftig
abgeschafft?
Ja. Wir wollen, dass Ärztinnen
und Ärzte nicht mehr kriminali-
siert werden, weil sie über ihre
Arbeit informieren. Wir wollen,
dass ungewollt Schwangere, die
sich ohnehin in einer schwieri-
gen Situation befinden, endlich
den Zugang zur bestmöglichen
Information und einer guten Ge-
sundheitsversorgung bekom-
men. Die Gesellschaft war an
vielen Stellen schon weiter, als
es die Politik der Großen Koali-
tion war. Wir wollen in der neu-
en Regierung hier endlich Ant-
worten auf der Höhe der Zeit ge-
ben. Dorothee Torebko

„Lohngleichheit ist das A & O“

Die Aufmerksamkeit ist ihnen sicher: Die Ampel-Koalitionäre vor ihrem großen Auftritt. Foto: Tobias Schwarz/afp

FDP-Chef Christian Lindner.
Foto: Kay Nietfeld/dpa

Hintergrund

Wenn es dann mal beschlossen
wurde, sieht alles ganz einfach
aus. Die Ampel-Koalition verteilt
ihre Ministerien nach dem Kräf-
teverhältnis in der Koalition. Je
mehr Stimmen, desto mehr Res-
sorts, so lautete offenbar die For-
mel. Das Kanzleramt und sechs
Ministerien gehen an die SPD
(Innen und Heimat, Arbeit und
Soziales, Verteidigung, Gesund-
heit, Bauen, Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwick-
lung). Die Grünen dürfen fünf
Ministerien führen: das Auswär-
tige Amt, Wirtschaft und Klima-
schutz, Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend sowie Ernährung
und Landwirtschaft. Hier gilt
schon als gesichert, dass die Par-
teichefs Annalena Baerbock und
Robert Habeck für Außenpolitik
und für den Klimaschutz zustän-
dig sein werden. Bei den ande-
ren Ministerien herrscht noch
Rätselraten, an diesemDonners-
tag soll es Klarheit geben. Die
FDP stellt vier Ressortchefs. Par-
teichef Christian Lindner leitet
das Finanzministerium, Volker
Wissing ist für Verkehr und Di-
gitales zuständig. Justizminister
wirdMarco Buschmann und For-
schungs- und Bildungsministe-
rin Bettina Stark-Watzinger.gwb

Sechs Ressorts
für die SPD

Ricarda Lang.
Foto: Michael
Kappeler/dpa
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